
  Kosten der Erteilung verbindlicher Auskünfte durch das Finanzamt

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 wurde die Einführung einer Gebührenpflicht für verbindliche Aus-
künfte durch das Finanzamt beschlossen.

Für die große Masse der Steuerbürger gilt jedoch nach wie vor: Allgemeine Auskünfte und Hilfestel-
lungen des Finanzamts bleiben auch künftig kostenfrei. Wenn sich ein Steuerpflichtiger im Finanzamt 
also nach der künftigen steuerlichen Behandlung bestimmter Ausgaben wie Fahrtkosten für den Weg 
zu Arbeit oder Abzug von Kinderbetreuungskosten erkundigt, so erhält er diese Auskunft auch weiter-
hin unentgeltlich.

Die Gebührenregelung betrifft ausschließlich den Sonderfall der "verbindlichen Auskunft", der eine - 
in der Regel langfristige - Bindungswirkung für die Finanzverwaltung entfaltet. Es geht dabei um Aus-
künfte, die aufgrund eines förmlichen, schriftlichen Antrags in einem besonderen Verfahren erteilt 
werden und dauerhafte Planungssicherheit zum Ziel haben. Veränderungen wird es insbesondere für 
Investoren oder Unternehmen geben, die eine Umstrukturierung planen, die voraussichtlich zu erheb-
lichen steuerlichen Veränderungen führen können und die hierfür vorab von der Finanzverwaltung 
Planungssicherheit erhalten möchten.

Entscheidend ist dabei, dass es sich um noch nicht verwirklichte Sachverhalte handelt. Die Auskünfte 
des zuständigen Finanzamtes sind hierbei in der Regel sehr komplexe und zeitaufwändige Gutach-
ten, die häufig sogar an die Fachabteilungen der Oberfinanzdirektionen zur Bearbeitung weiterge-
reicht werden.

Die Gebühren werden nach dem Gegenstandswert berechnet, den die verbindliche Auskunft für den 
Antragsteller hat. Die Höhe bestimmt sich nach dem Gerichtskostengesetz, wobei hier der Mindest-
gegenstandswert 5.000 Euro beträgt, was dann eine Mindestgebühr in Höhe von 121 Euro bedeutet. 
Bei einem Gegenstandswert von 500.000 Euro würde z. B. eine Gebühr in Höhe von 2.956 Euro fäl-
lig. Der Gegenstandswert ist auf 30 Mio. Euro begrenzt. Ist der Gegenstandswert auch nicht durch 
Schätzung bestimmbar, so kommt eine Zeitgebühr zum Tragen, die 50 Euro je angegangene halbe 
Stunde, mindestens jedoch 100 Euro beträgt. Bei Dauersachverhalten wird auf die steuerliche Aus-
wirkung im Jahresdurchschnitt abgestellt.

  Scheckzahler werden benachteiligt

Seit 1.1.2007 müssen Schecks drei Tage früher bei der Finanzkasse vorliegen. Durch das Jahres-
steuergesetz 2007 wird der Zahlungszeitpunkt bei Scheckzahlungen an die Finanzbehörden neu ge-
regelt. Bisher gilt bei den Finanzämtern eine Zahlung mittels Scheck am Tag des Eingangs bei der 
Finanzkasse als wirksam geleistet. Ab 1.1.2007 gelten alle Schecks erst drei Tage nach deren Ein-
gang bei der zuständigen Finanzkasse als entrichtet.

Beispiel: Eine Steuerzahlung ist am 12.2.2007 fällig. Bislang gilt die Zahlung als 
fristgerecht geleistet, wenn der Scheck am 12.2.2007 der Finanzkasse vorliegt. 
Künftig muss der Scheck bereits am 9.2.2007 vorliegen; andernfalls fallen Säum-
niszuschläge an.
Wer also ab 1.1.2007 fristgerecht per Scheck bezahlen will, muss diesen entsprechend früher auf 
den Weg bringen. Um unnötige Säumnisfolgen zu vermeiden, empfehlen sich folgende Alternativen:
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Die Teilnahme am Lastschrifteinzugsverfahren oder die Überweisung auf ein Konto der Finanzbehör-
de. Im Falle einer Überweisung ist maßgebend, wann der Betrag der Finanzbehörde gutgeschrieben 
wird. Dabei muss der Steuerpflichtige selbst dafür sorgen, dass er die Buchung rechtzeitig anweist. 
Das Lastschrifteinzugsverfahren hat für den Steuerbürger den Vorteil, dass sichergestellt ist, dass 
Verzögerungen bei der Einziehung nicht zu seinen Lasten gehen, eine Überwachung der Zahlung 
entfällt und die Forderung frühestens am Fälligkeitstag eingezogen wird.

  Ein-Prozent-Regelung: Beweis des ersten Anscheins spricht für auch private 
Nutzung des Dienstwagens

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 7.11.2006 ein weiteres Mal zur Anwendbarkeit der 
sog. 1 %-Regelung Stellung genommen. Die Regelung betrifft die Besteuerung der Privatnutzung 
von betrieblichen Kraftfahrzeugen.

Im Streitfall war ein Handwerker nicht selbstständig tätig. Sein Arbeitgeber stellte ihm für dienstliche 
Zwecke ein Firmenfahrzeug zur Verfügung. Nach einer Lohnsteueraußenprüfung bei dem Arbeitge-
ber gelangte das Finanzamt zu der Auffassung, dass der Arbeitnehmer das Fahrzeug auch für priva-
te Zwecke genutzt habe. Da er kein Fahrtenbuch geführt hatte, ermittelte das Finanzamt den geld-
werten Vorteil der Privatfahrten pauschal nach der gesetzlichen 1 %-Regelung, wodurch sich die Ein-
kommensteuerbelastung des Arbeitnehmers erhöhte.

Der BFH hielt dies für zutreffend. Er verwies darauf, dass der Beweis des ersten Anscheins für eine 
auch private Nutzung des Dienstwagens spreche. Der Anscheinsbeweis könne durch Darlegung ei-
nes möglicherweise abweichenden Geschehensablaufs entkräftet werden. Dafür könne ein nicht nur 
zum Schein ausgesprochenes Verbot des Arbeitgebers, das Fahrzeug privat zu nutzen, ausreichen.

  Wiederholte Bildung einer Ansparrücklage für dasselbe Wirtschaftsgut einge-
schränkt

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 6.9.2006 entschieden, dass die wiederholte Bildung ei-
ner Rücklage (sog. Ansparabschreibung) nur sehr eingeschränkt zulässig ist.

In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Fall hatte ein selbstständig tätiger Rechtsanwalt in den 
Jahren 1995, 1997 und 1999 jeweils eine sog. Ansparrücklage für die Anschaffung eines PKW ge-
winnmindernd berücksichtigt. Das Finanzamt hatte die Rücklage im Streitjahr 1999 mangels Konkre-
tisierung des Investitionszeitpunktes nicht anerkannt. Das Finanzgericht gab der Klage des Rechts-
anwalts statt und entschied, eine genaue Angabe des Investitionszeitpunktes sei entbehrlich. Auch 
die wiederholte Bildung einer Ansparrücklage für die Anschaffung desselben Wirtschaftsgutes sei un-
eingeschränkt möglich.

Der BFH hielt Letzteres für unzutreffend. Werde für die Anschaffung eines Wirtschaftsgutes eine An-
sparrücklage gebildet, ohne die geplante Investition innerhalb des Zwei-Jahres-Zeitraums zu realisie-
ren, könne für dasselbe Wirtschaftsgut nur dann erneut eine Rücklage gebildet werden, wenn der 
Steuerpflichtige eine einleuchtende Begründung dafür abgebe, weshalb die Investition trotz gegentei-
liger Absichtserklärung bislang nicht durchgeführt worden, gleichwohl aber weiter geplant sei.

Damit hat der BFH der Praxis der wiederholten Rücklagenbildung ohne nachweisliche Investitionsab-
sicht einen Riegel vorgeschoben.

  Änderung bei der Feststellung der Verluste

Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH), wonach die Verlustfeststellung auch nach vielen 
Jahren nachgeholt werden kann, wenn sie für eine andere Steuerfestsetzung bzw. Verlustfeststellung 
von Bedeutung ist, war für die Finanzverwaltung sicherlich kein Grund zur Freude.

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes (JStG) 2007 wurde nunmehr eine Gesetzesänderung be-
schlossen, die sicherstellen soll, dass diese BFH-Rechtsprechung nicht zur Anwendung kommt. Ver-
lustfeststellungsbescheide können nunmehr nur innerhalb der allgemeinen Feststellungsfrist erge-
hen. Die Feststellungsfrist beträgt einschließlich der Anlaufhemmung sieben Jahre, beginnend nach 
Ablauf des Verlustentstehungsjahres. Sie endet jedoch nicht, bevor die Festsetzungsfrist für den Ver-
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anlagungszeitraum abgelaufen ist, auf dessen Schluss die Feststellung des Verlustes erfolgt. Einzige 
Ausnahme ist, wenn das Finanzamt pflichtwidrig unterlassen hat, den Verlustfeststellungsbescheid 
zu erlassen, obwohl die Verluste in der Steuererklärung angegeben wurden. In diesem Fall muss das 
Finanzamt den Verlustfeststellungsbescheid zeitlich unbegrenzt erlassen. Die Änderung gilt für alle 
noch nicht abgelaufenen Feststellungsfristen bei In-Kraft-Treten des JStG 2007.

Fazit: Verluste, z. B. aus privaten Veräußerungsgeschäften, sind in der Einkommensteuererklärung 
geltend zu machen. Falls dies in der Vergangenheit unterblieben ist, kann der Antrag auf Verlustfest-
stellung nur dann wirksam nachgeholt werden, wenn die allgemeine Feststellungsfrist für das betref-
fende Veranlagungsjahr noch nicht abgelaufen ist.

  Neuregelung der Entfernungspauschale wird gerichtlich geprüft

Der Bund der Steuerzahler hat einen Musterprozess gegen die von der Großen Koalition mit dem 
Steueränderungsgesetz 2007 beschlossenen Beschränkungen bei der Entfernungspauschale einge-
leitet.

Die Streichung des Fahrtkostenabzugs für beruflich bedingte Wegstrecken bis zu 20 Kilometer ver-
stößt nach Ansicht des Bundes der Steuerzahler gegen das in der Verfassung verankerte Prinzip der 
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Die Durchbrechung dieses Prinzips kann 
auch nicht mit der notwendigen Haushaltskonsolidierung gerechtfertigt werden.

Die Gesetzesbegründung, die Arbeit beginne ab dem Jahr 2007 aus steuerrechtlicher Sicht erst am 
Werkstor, sodass Fahrtkosten zur Arbeit nicht mehr als Werbungskosten geltend gemacht werden 
können, ist mit dem Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit nicht im Einklang. Schließ-
lich sei es nicht möglich, dass jeder Steuerzahler direkt bei seiner Firma wohnt. Die Fahrten zur Ar-
beit sind unumgänglich und müssen ohne Beschränkung abzugsfähig sein.

  Erbschaftsteuerrecht in seiner derzeitigen Ausgestaltung verfassungswidrig

Die Erhebung der Erbschaftsteuer mit einheitlichen Steuersätzen auf den Wert des Erwerbs ist mit 
dem Grundgesetz unvereinbar. Denn sie knüpft an Werte an, deren Ermittlung bei wesentlichen 
Gruppen von Vermögensgegenständen - Betriebsvermögen, Grundvermögen, Anteilen an Kapi-
talgesellschaften und land- und forstwirtschaftlichen Betrieben - den Anforderungen des Gleich-
heitssatzes nicht genügt. Das hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit Beschluss vom 
7.11.2006 (1 BvL 10/02) entschieden.

Bei nicht als Geldsumme vorliegenden Steuerobjekten ist die Umrechnung in einen Geldwert mittels 
einer Bewertungsmethode erforderlich, um eine Bemessungsgrundlage für die Steuerschuld zu er-
halten. Die Werte der einzelnen Vermögensgegenstände werden aber nicht einheitlich, sondern auf 
unterschiedliche Art und Weise ermittelt. Das Gesetz nennt als Regelfall den gemeinen Wert, also 
den Verkehrswert. Bei der Bewertung inländischen Grundbesitzes kommt in wichtigen Teilbereichen 
ein Ertragswertverfahren zur Anwendung. Der Wert des Betriebsteils von land- und forstwirtschaftli-
chem Vermögen bemisst sich nach seinem Ertragswert. Darüber hinaus bedient sich das Erbschaft-
steuerrecht bei der Bewertung von Betriebsvermögen des Steuerbilanzwerts.

Nach Auffassung des BVerfG hängt die gleichmäßige Belastung der Steuerpflichtigen aber davon ab, 
dass für die einzelnen zu einer Erbschaft oder Schenkung gehörenden wirtschaftlichen Einheiten und 
Wirtschaftsgüter Bemessungsgrundlagen gefunden werden, die deren Werte realitätsgerecht abbil-
den. Eine diesem Gebot genügende Besteuerung ist nur dann gewährleistet, wenn sich das Gesetz 
auf der Bewertungsebene einheitlich am gemeinen Wert orientiert.

Trotz Unvereinbarkeitserklärung mit dem Gleichheitssatz lässt das BVerfG ausnahmsweise die wei-
tere Anwendung des geltenden Erbschaftsteuerrechts bis zur gesetzlichen Neuregelung weiter zu. 
Der Gesetzgeber wird jedoch verpflichtet, eine Neuregelung spätestens bis zum 31.12.2008 zu 
treffen. Dabei ist er verfassungsrechtlich gehalten, sich auf der Bewertungsebene einheitlich am ge-
meinen Wert als dem maßgeblichen Bewertungsziel zu orientieren. Dem Gesetzgeber bleibt es aber 
unbenommen - und das ist die gute Nachricht -, bei Vorliegen ausreichender Gemeinwohlgründe in 
einem zweiten Schritt der Bemessungsgrundlagenermittlung mittels Verschonungsregelungen den 
Erwerb bestimmter Vermögensgegenstände zu begünstigen. Er kann z. B. mittels Differenzierungen 
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beim Steuersatz oder bei den Freibeträgen eine steuerliche Lenkung verfolgen.

Anmerkung: Mit diesem von Experten erwarteten Urteil hat das BVerfG eine Übergangsfrist bis zu 
einer Neuregelung durch den Gesetzgeber geschaffen. Ob der Gesetzgeber tatsächlich mit einer Än-
derung bis 31.12.2008 wartet, ist noch offen. Hier besteht also bei allen betroffenen Steuerpflichtigen, 
die daran denken, bisher "privilegiertes Vermögen" auf die nächste Generation zu übertragen, wieder 
erheblicher Handlungsbedarf, über den wir Sie gerne beraten.

  Steuerbefreiung für Erstattung von Aufwendungen des Arbeitnehmers

Arbeitszimmer: Eine Erstattung des Arbeitgebers für Aufwendungen des Arbeitnehmers ist nach der 
gefestigten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) nur dann von der Steuer befreit, wenn die 
betreffenden Aufwendungen als Werbungskosten des Arbeitnehmers abziehbar sind. So ist eine für 
die berufliche Nutzung eines häuslichen Arbeitszimmers gezahlte Aufwandsentschädigung (hier: Mie-
tentschädigung) nach der BFH-Entscheidung vom 29.11.2006 dann nicht steuerfrei, wenn eine räum-
liche Trennung zwischen Wohnbereich und häuslichem Arbeitszimmer nicht gegeben ist, was einen 
Abzug von Werbungskosten für das häusliche Arbeitszimmer ausschließt. Zwar bezieht sich das Ur-
teil auf die Steuerbefreiung für Aufwandsentschädigungen, die aus öffentlichen Kassen gezahlt wer-
den. Die Einschränkung gilt jedoch analog auch für den Auslagenersatz an Arbeitnehmer im privaten 
Dienst.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2007 können Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nur 
noch dann als Betriebsausgaben oder Werbungskosten steuerlich geltend gemacht werden, wenn 
das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit 
bildet. Betrug die betriebliche oder berufliche Nutzung des Arbeitszimmers mehr als 50 % der gesam-
ten betrieblichen oder beruflichen Nutzung oder stand ein anderer Arbeitsplatz nicht zur Verfügung, 
war bisher ein Abzug bis zu 1.250 Euro möglich.

Nach wie vor sind Aufwendungen für Arbeitsmittel wie z. B. Schreibtisch, Bücherregal und PC von 
der Einschränkung nicht betroffen. Diese Aufwendungen finden weiterhin als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten Berücksichtigung.

Entfernungspauschale: Auch der pauschalierbare Arbeitslohn ist betragsmäßig auf den möglichen 
Werbungskostenabzug beschränkt. Durch das Steueränderungsgesetz 2007 wird die Entfernungs-
pauschale nur noch Fernpendlern gewährt. Ein Werbungskostenabzug mit der Entfernungspauschale 
(weiterhin 0,30 Euro) ist dann erst ab dem 21. Kilometer möglich. Will der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer ein Job-Ticket überlassen, muss er beachten, dass der maximal pauschalierungsfähige geld-
werte Vorteil aus der Job-Ticket-Überlassung sich entsprechend verringert hat; d. h. der Arbeitgeber 
muss bei jedem Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der Entfernung zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte und der Anzahl der Arbeitstage errechnen, ob der Wert des Fahrscheins bzw. der Zu-
schuss zum Fahrschein den möglichen Werbungskostenabzug nicht übersteigt.

Geringfügig Beschäftigte: Kritisch wird es auch bei der Pauschalierung von Fahrtkostenzuschüs-
sen für geringfügig Beschäftigte. Bis einschließlich 31.12.2006 konnte der Zuschuss mit 15 % pau-
schal versteuert werden. Sozialversicherungsbeiträge mussten nicht abgeführt werden. Beträgt die 
Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte weniger als 20 km, ergibt sich ein Pauschalierungs-
betrag von 0 Euro. Werden die Fahrtkostenzuschüsse weiter bezahlt und der Gesamtbetrag von 400 
Euro dadurch im Monat überschritten, entsteht Sozialversicherungspflicht. Analoges - mit anderen 
Einkommensgrenzen - gilt für Arbeitnehmer, die eine Erwerbsunfähigkeitsrente beziehen. Hier kann 
über Alternativen wie z. B. "Benzingutscheine" nachgedacht werden. 

  Gefahr der Betriebsaufspaltung auch bei Vermietung nicht besonders herge-
richteter Räume in einem Einfamilienhaus an die Betriebsgesellschaft

In einem vom Bundesfinanzhof am 13.7.2006 entschiedenen Fall vermieteten ein Gesellschafter-Ge-
schäftsführer und seine Ehefrau in ihrem Privathaus ihrer GmbH zur Benutzung als Büros zwei Räu-
me. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, durch die Vermietung der Büroräume an die GmbH werde 
eine Betriebsaufspaltung begründet, da diese Büroräume die wesentliche Betriebsgrundlage für die 
GmbH darstellten. Die Räume seien extra für die GmbH hergerichtet worden. Eine anderweitige An-
mietung von Büroräumen sei nicht geplant gewesen. Die Vermietung der Büroräume an die GmbH 
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sei keine Vermögensverwaltung mehr, sondern eine gewerbliche Tätigkeit. Das Besitzunternehmen 
sei ein Gewerbebetrieb und somit gewerbesteuerpflichtig.

Dagegen waren die klagenden Steuerpflichtigen der Auffassung, dass ein betrieblich genutztes 
Grundstück dann keine wesentliche Betriebsgrundlage sei, wenn es für das Betriebsunternehmen 
keine oder nur eine geringe wirtschaftliche Bedeutung habe. Eine solche wirtschaftliche Bedeutung 
liege nur vor, wenn das Gebäude für Zwecke des Betriebsunternehmens besonders hergerichtet 
oder gestaltet worden sei.

Dem erteilte der BFH eine klare Absage. Er stellte fest: Wird ein Teil eines normalen Einfamilienhau-
ses von den Gesellschaftern der Betriebs-GmbH an diese als einziges Büro (Sitz der Geschäftslei-
tung) vermietet, so stellen die Räume auch dann eine wesentliche Betriebsgrundlage dar, wenn sie 
nicht für Zwecke des Betriebsunternehmens besonders hergerichtet und gestaltet sind.

Den entscheidenden Grund dafür, dass die Büroräume für die GmbH von nicht nur geringer wirt-
schaftlicher Bedeutung sind, sieht der Bundesfinanzhof darin, dass sich in ihnen der Mittelpunkt der 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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